


Handbuch Betrieblicher Immissionsschutz



Gabi Förtsch • Heinz Meinholz 

Handbuch Betrieblicher
Immissionsschutz



Gabi Förtsch
Heinz Meinholz

Villingen-Schwenningen, Deutschland

ISBN 978-3-658-00005-9            ISBN 978-3-658-00006-6 (eBook)
DOI 10.1007/978-3-658-00006-6

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografi e; 
detaillierte bibliografi sche Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufb ar.

Springer Spektrum
© Springer Fachmedien Wiesbaden 2013
Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung, die nicht aus-
drücklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des Verlags. Das 
gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen, Mikroverfi lmungen und die Ein-
speicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Die Wiedergabe von Gebrauchsnamen, Handelsnamen, Warenbezeichnungen usw. in diesem Werk be-
rechtigt auch ohne besondere Kennzeichnung nicht zu der Annahme, dass solche Namen im Sinne der 
Warenzeichen- und Markenschutz-Gesetzgebung als frei zu betrachten wären und daher von jedermann 
benutzt werden dürft en.

Gedruckt auf säurefreiem und chlorfrei gebleichtem Papier

Springer Spektrum ist eine Marke von Springer DE. Springer DE ist Teil der Fachverlagsgruppe Springer 
Science+Business Media. 
www.springer-spektrum.de



  

 

  
 

Vorwort 
 
 
Aufgrund weltweiter Entwicklungen wird eine nachhaltige Unternehmensführung in unserer Gesell-
schaft zukünftig einen hohen Stellenwert gewinnen. Von daher müssen sich Unternehmen ver-
stärkt mit ökonomischen, ökologischen, sozialen und gesellschaftspolitischen Entwicklungen aus-
einandersetzen. In der ökologischen Dimension ist eine ganzheitliche Betrachtung aller Umwelt- 
und Energieaspekte notwendig. Durch die Integration in die unternehmensinternen Prozesse eröff-
nen sich neue vielfältige Chancen für die zukunftsorientierte Entwicklung eines Unternehmens. 
Dazu müssen die Prozesse aus wirtschaftlicher, technologischer und umweltspezifischer Sicht 
betrachtet und optimiert werden. Mit einer entsprechenden Ausbildung zum „Technischen Umwelt-
fachwirt (IHK)“ bieten sich hier Mitarbeitern hervorragende berufliche Entwicklungsmöglichkeiten 
an. Durch seine Prozessorientierung ist er in der Lage, die verantwortlichen Personen in ihrer täg-
lichen Arbeit zu unterstützen und ökonomische Potenziale zu identifizieren. So erarbeitet er sich 
umfassende Kenntnisse über umweltrelevante Betriebsabläufe, die er in ihrem Gesamtzusammen-
hang bewerten und beurteilen kann. Er kann komplexe Probleme selbstständig lösen, verfahrens-
technische Alternativen aufzeigen und im Rahmen der rechtlichen Vorgaben kostenbewusst han-
deln und entscheiden. 
 

 
 

Der „Technische Umweltfachwirt (IHK)“ ist in der Lage Umwelt- und Energiemanagementsysteme 
einzuführen und zu auditieren. In seiner Prozessorientierung kann er gefahrstoffrelevante Zusam-
menhänge erkennen und das damit verbundene Gefahrenpotenzial bewerten. Er ist fähig die Um-
welt- und Energierelevanz von Prozessen zu bewerten und kann so zum Klimaschutz beitragen. 
Die Kreislaufwirtschaft bietet Möglichkeiten bei der Entwicklung und Herstellung von Produkten der 
unternehmerischen Produktverantwortung nachzukommen. Weitere Kenntnisse im Gewässer-
schutz runden die ökologische Dimension ab. Mit dem vorliegenden „Handbuch Betrieblicher Im-
missionsschutz“ werden das eigenverantwortliche Handeln in diesem Bereich gestärkt und Grund-
lagen für eine nachhaltige Entwicklung und Zukunftssicherung eines Unternehmens aufgezeigt. 
 
 
Pforzheim, Oktober 2012 Martin Keppler 
 Hauptgeschäftsführer der IHK Nordschwarzwald 
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Wichtige und hilfreiche Informationen finden sich z. B. unter folgenden Internetadressen: 
 
� Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie (BG RCI) 

www.bgrci.de 

� Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
www.baua.de 

� Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
www.bmu.de 

� Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) 
www.dbu.de 

� Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) 
www.dguv.de 

� Deutsches Institut für Normung e.V. 
www.din.de 

� Europäische Umweltagentur – European Environment Agency (EEA) 
www.eea.europa.eu/de 

� European Chemicals Agency (ECHA) 
www.echa.europa.eu 

� International Organization for Standardization (ISO) 
www.iso.org 

� Organisation for Economic Co-operation and Development (OECD) 
www.oecd.org 

� Bundesministerium der Justiz 
www.gesetze-im-internet.de 

� Umweltbundesamt (UBA) 
www.umweltbundesamt.de 

� United Nations Environment Programme (UNEP) 
www.unep.org 

� Verband der chemischen Industrie (VCI) 
www.vci.de 

� Verein Deutscher Ingenieure e.V. 
www.vdi.de 

� Weiterbildung Umweltakademie 
www.foertsch-meinholz.de 
www.nordschwarzwald.ihk24.de 
 

 
Ergänzend zu diesem Handbuch werden weitere Werke zum betrieblichen Umweltschutz publi-
ziert. Bisher sind erschienen: 
 
� Meinholz, H.; Förtsch, G.; Handbuch für Gefahrstoffbeauftragte, Vieweg+Teubner, 2010,  

978-3-8348-0916-2 

� Förtsch, G.; Meinholz, H.; Handbuch Betriebliches Umweltmanagement, Vieweg+Teubner, 
2011, 978-3-8348-1756-3 
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1 Grundlagen 

1.1 Die Atmosphäre 
Die Bedeutung der Atmosphäre ist für den Menschen essentiell. Die in der Atmosphäre  enthalte-
nen Luftbestandteile – insbesondere Sauerstoff – sind überlebenswichtig. Zusammen mit den 
Umweltmedien Wasser und Boden ist sie eine wichtige Quelle für alle biologischen Vorgänge auf 
der Erde. Die Atmosphäre hat eine Reihe lebenswichtiger Funktionen: 
 
� sie schützt die Lebewesen vor schädlicher UV- und Röntgenstrahlung aus dem Weltall, 
� sie lässt lebensnotwendige Wellenlängen des Sonnenlichtes auf die Erdoberfläche und Ozea-

ne durch, 
� über physikalische Prozesse bestimmt sie das kurzfristige Wettergeschehen und das langfristi-

ge Klima, 
� durch fotochemische Reaktionen baut sie natürliche und anthropogene Stoffe ab, 
� über den Austausch von Stickstoff (N2), Sauerstoff (O2) und Kohlendioxid (CO2) ist sie in den 

weltweiten Stoffkreislauf eingebunden. 
 
 

 
 
Abb. 1.1:  Zusammensetzung der Erdatmosphäre 

G. Förtsch, H. Meinholz, Handbuch Betrieblicher Immissionsschutz,
DOI 10.1007/978-3-658-00006-6_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013
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Durch natürliche oder vom Menschen (anthropogen) verursachte Luftverunreinigungen wird die 
natürliche Zusammensetzung der Luft kurz-, mittel- oder langfristig verändert. Natürliche Emissio-
nen treten bei Vulkanausbrüchen (z. B. SO2), Waldbränden (z. B. CO2) oder Sandstürmen (z. B. 
Staub) auf. Anthropogene Luftverunreinigungen verursachen in einer komplexen Wechselwirkung 
Phänomene wie den „Treibhauseffekt“ oder das „Ozonloch“. Die Luftschadstoffe können sich regi-
onal (z. B. „saurer Regen“) oder global (z. B. „Treibhauseffekt“) auswirken. Durch chemische Re-
aktionen in der Atmosphäre werden häufig neue Stoffe (z. B. „troposphärisches Ozon“) gebildet, 
die sich schädlich auf Mensch und Umwelt auswirken. 
 
Die Lufthülle ist im Verhältnis zum Erddurchmesser so dünn wie die Schale eines Apfels. Die pro-
zentuale Zusammensetzung der einzelnen Bestandteile wie Stickstoff, Sauerstoff, Edelgase etc. ist 
in den unteren Atmosphärenschichten bis ca. 80 km Höhe infolge von Durchmischung konstant. 
Die mittlere Zusammensetzung von trockener Luft ist in Abbildung 1.1 angegeben. 
 
Geringe Konzentrationen werden nicht mehr in Prozent, sondern üblicherweise in folgenden Ein-
heiten angegeben: 
 
� ppm parts per million, 10–6 Volumenteile, 
� ppb parts per billion,  10–9 Volumenteile, 
� ppt parts per trillion,  10–12 Volumenteile. 
 
In Abhängigkeit von Temperatur (T), Druck (p) und Molmasse (M) der Stoffe lassen sich diese Mi-
schungsverhältnisse  mit Hilfe des Molvolumens (VM) in Konzentrationen umrechnen. Das Molvo-
lumen ist das Volumen, das ein Mol eines Stoffes einnimmt. 
 

c �mg/m3�   =   
M
VM

  ��� ��c �ppm� 
 
Während die stoffliche Zusammensetzung der Atmosphäre weitgehend homogen ist, gibt es einen 
ausgeprägten vertikalen und horizontalen Temperaturverlauf. So herrscht bei der horizontalen 
Temperaturverteilung am Äquator eine andere Temperatur als an den Polen. Bei der vertikalen 
Temperaturverteilung ergibt sich mit wachsender Höhe eine charakteristische Änderung (Abb. 1.2). 
 
 

 
 
Abb. 1.2:  Schichtung der Erdatmosphäre [1.5] 
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Die auffälligen Temperaturwechsel in ca. 20, 50 und 85 km Höhe bezeichnet man als „Pausen“ 
oder „Inversionen“ (Tropopause, Stratopause, Mesopause). So gelangen wegen der Tropopause 
Spurenstoffe nur sehr langsam von der Troposphäre in die Stratosphäre und umgekehrt. 
 
 
Troposphäre 
 
Die Höhe der Troposphäre ist von den Jahreszeiten und den geographischen Breiten abhängig. 
Sie ist im Sommer größer als im Winter und hat über den Tropen eine Höhe von ca. 18 km, über 
den mittleren Breiten von 10 – 15 km und an den Polarregionen von ca. 8 km. In ihr sind starke 
Luftströmungen vorhanden, die das Wettergeschehen entscheidend beeinflussen. Sie enthält fast 
den gesamten Wasserdampf (ca. 99 %) der Atmosphäre. In der unteren Troposphäre – der plane-
tarischen Grenzschicht – bewirkt der Einfluss der Erdoberfläche starke Veränderungen der meteo-
rologischen Parameter Temperatur, Feuchtigkeit und Windgeschwindigkeit. Innerhalb der Tropo-
sphäre nimmt die Temperatur kontinuierlich von +15 °C auf –60 °C ab. Die Troposphäre wird nach 
oben durch die Tropopause begrenzt, deren Lage stark von der geographischen Breite und der 
Jahreszeit abhängig ist. Innerhalb der Tropopause ist die Temperatur konstant und liegt bei ca.  
–60 °C. Hier treten „jet streams“ mit sehr hohen Windgeschwindigkeiten von bis zu 500 km/h auf. 
 
 
Stratosphäre 
 
In der Stratosphäre steigt die Lufttemperatur von ca. –60 °C mit der Höhe bis auf 0 °C an. Zu die-
ser Erwärmung der Stratosphäre kommt es durch die in ihr liegende Ozonschicht. Dabei absorbiert 
das Ozon den kurzwelligen Teil der UV-Strahlung und schützt somit die Menschen und die Natur 
vor dieser Strahlungsart. Sie ist beinahe wolkenfrei, da aufgrund der niedrigen Temperatur in der 
Tropopause (–60 °C) kaum Wasserdampf aus der Troposphäre in die Stratosphäre transportiert 
werden kann. Durch den Temperaturanstieg gibt es nur sehr geringe vertikale Strömungen inner-
halb der Stratosphäre. Sie wird in ca. 50 km Höhe durch die Stratosphäre begrenzt. 
 
 
Mesosphäre 
 
Die Mesosphäre ist von der Stratosphäre durch die Stratopause getrennt. Sie reicht von etwa 
50 bis 85 km über die Erdoberfläche. Da sich ca. 99 % der Atmosphärenmasse in den unteren 
30 – 40 km der Atmosphäre konzentrieren, ist die Luft in der Mesosphäre extrem dünn. Sie besteht 
überwiegend aus den leichteren Gasen, wobei die Temperatur mit steigender Höhe auf ca. 
–100 °C im Bereich der Mesopause fällt. 
 
 
Thermosphäre 
 
Sie ist gekennzeichnet durch einen enormen Temperaturanstieg, der oberhalb von 200 km Höhe je 
nach Sonnenaktivität (Sonnenflecken) Werte zwischen 500 und 2000 °C annehmen kann. Dabei 
wird die Ionisierung der Luft infolge Absorption von Sonnenstrahlung sehr groß und erreicht in 
300 km einen Höchstwert. Man bezeichnet diesen Bereich deshalb auch als Ionosphäre. 
 
 
Exosphäre 
 
Die Exosphäre markiert den Übergang zwischen Atmosphäre und dem interplanetaren Raum. Die 
Erdanziehung ist so gering, dass Gasteilchen in den Weltraum entweichen können. In der Exo-
sphäre ist der Druck so niedrig, dass ein hohes Vakuum vorliegt. 
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1.2 Maßeinheiten 
Im Rahmen des Immissionsschutzes spielen einige Maßeinheiten eine wichtige Rolle. Dazu zäh-
len: 
 
 
Normzustand 
 
Um Angaben vergleichbar zu machen, werden sie auf einen Normzustand bezogen. Dieser ist wie 
folgt definiert: 
 

� Temperatur T  =  273,15 K 
T  =  0 °C 

� Druck p  =  1,01325 bar 
p  =  101325 Pa (Pascal) 

� molares Normvolumen Vm   =   
V
n

   =   22,41410  ±  0,00019 L mol�  

 
 
Ideales Gasgesetz 
 
Mit dem idealen Gasgesetz lassen sich unterschiedliche Betriebsparameter (z. B. Temperatur, 
Druck, Volumen) von einem beliebigen Arbeitszustand A auf den Normzustand N umrechnen. 
 

   pN �  VN���
TN

  =  
���pA  �  VA���

TA
 

 
So ergibt sich z. B. für  die Dichte mit  �  =  m

V
 

 

�A  =  �N  
���TN  �  pA���

TA  �  pN
 

 
 
Partialdruck 
 
Der Partialdruck ist der Teildruck einer Substanz in der Gasphase. So gilt z. B. bei einem Luftdruck 
von p = 1 bar der in Abbildung 1.3 gezeigte Zusammenhang zwischen Konzentration und Partial-
druck. 
 
Der Partialdruck ist somit eine Konzentrationsangabe für den allgemein gilt: 
 

pges   =   pA   +   pB   +   pC   +  …   =   	pi
i
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Abb. 1.3:  Zusammenhang Konzentration/Partialdruck 
 
 
Die folgenden Emissionsangaben sind auf T  =  273,15 K und p  =  101,3 kPa bezogen: 
 
 
Abgasvolumen/-strom:  V (m³)  bzw.  V
  (m³/h) 
 
 

Emissionen:  ����Masse der emittierten Stoffe���
Volumen

   ��mg
m3�� 

 
 

Emissionsmassenstrom:  ���Masse des einzelnen Stoffes���
Zeit

   ��kg
h
�� 

 
 

Emissionsfaktor:  Masse des einzelnen Stoffes
���Masse der erzeugten oder verarbeiteten Produkte���    ��

kg 
kg�� 

 
 

Emissionsgrad:  Masse emittierter Stoff
���Gesamtmasse Brenn- oder Einsatzstoff���    �   100 % 

 
 
 
Immissionsangaben sind dagegen auf T  =  293,15 K und p  =  101,3 kPa bezogen: 
 
 

Immissionen:  ���Masse der luftverunreinigenden Stoffe���
Volumen der verunreinigten Luft

   � mg
m3  � 

 
 

Deposition:  ���Masse des einzelnen Stoffes���
Fläche 

  �  Zeit   � mg
m2  � d � 
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1.3 Wissensfragen 

� Erläutern Sie den prinzipiellen Aufbau der Atmosphäre. 
 
� Was versteht man unter dem „Normzustand“? 
 
� Auf welche Temperatur- und Druckangaben sind Emissionen bzw. Immissionen bezogen? 
 
 
1.4 Weiterführende Literatur 
1.1 Baumbach, G.; Luftreinhaltung, Springer, 1993, 3-540-56823-9 

 
1.2 DIN 1343; Referenzzustand, Normzustand, Normvolumen – Begriffe und Werte, Beuth, 

Januar 1990 
 

1.3 Guderian, R. (Hrsg.); Handbuch der Umweltveränderungen und Ökotoxikologie, Sprin-
ger, 2000, Bd. 1A Atmosphäre, 3-540-66184-0, 
 

1.4 Möller, D.; Luft, de Gruyter, 2003, 3-11-016431-0 
 

1.5 Seinfeld, J. H.; Pandis, S. N.; Atmospheric Chemistry and Physics, Wiley, 2006,
978-0-471-72018-8 
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2 Immissionsschutzrecht 

2.1 Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Zweck des Gesetzes (§ 1) 
 
Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmo-
sphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen 
und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. Soweit es sich um genehmi-
gungsbedürftige Anlagen handelt, dient dieses Gesetz auch: 
 
� der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Emis-

sionen in Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der Abfallwirtschaft, um ein hohes 
Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, sowie 

� dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, 
� erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt wer-

den. 
 
 
Geltungsbereich (§ 2) 
 
Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für: 
 
� die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, 
� das Herstellen, Inverkehrbringen und Einführen von Anlagen, Brennstoffen und Treibstoffen, 

Stoffen und Erzeugnissen aus Stoffen, 
� die Beschaffenheit, die Ausrüstung, den Betrieb und die Prüfung von Kraftfahrzeugen und ih-

ren Anhängern und von Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeugen sowie von Schwimmkörpern 
und schwimmenden Anlagen und 

� den Bau öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen und Straßen-
bahnen. 

 
 
Begriffsbestimmungen (§ 3) 
 
Schädliche Umwelteinwirkungen sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet 
sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die 
Nachbarschaft herbeizuführen. 
 
Immissionen sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre 
sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-
rungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen. 
 
Emissionen sind die von einer Anlage ausgehenden Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-
rungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen. 
 
Luftverunreinigungen sind Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft, insbe-
sondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe. 
 
 
 
 

G. Förtsch, H. Meinholz, Handbuch Betrieblicher Immissionsschutz,
DOI 10.1007/978-3-658-00006-6_2, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013
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Anlagen sind: 
 
� Betriebsstätten und sonstige ortsfeste Einrichtungen, 
� Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränderliche technische Einrichtungen sowie Fahrzeuge, 

soweit sie nicht der Vorschrift des § 38 BImSchG unterliegen, und 
� Grundstücke, auf denen Stoffe gelagert oder abgelagert oder Arbeiten durchgeführt werden, 

die Emissionen verursachen können, ausgenommen öffentliche Verkehrswege. 
 
Ein Betriebsbereich ist der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, in dem 
gefährliche Stoffe in einer oder mehreren Anlagen tatsächlich vorhanden oder vorgesehen sind 
oder vorhanden sein werden, soweit davon auszugehen ist, dass die genannten gefährlichen Stof-
fe bei einem außer Kontrolle geratenen industriellen chemischen Verfahren anfallen. 
 
Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Be-
triebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme zur Begrenzung von Emissionen in Luft, 
Wasser und Boden, zur Gewährleistung der Anlagensicherheit, zur Gewährleistung einer umwelt-
verträglichen Abfallentsorgung oder sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen 
auf die Umwelt zur Erreichung eines allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 
gesichert erscheinen lässt. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere die im 
Anhang des BImSchG aufgeführten Kriterien zu berücksichtigen. 
 
 
Kriterien zur Bestimmung des Standes der Technik (Anhang zu § 3) 
 
Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit 
zwischen Aufwand und Nutzen möglicher Maßnahmen sowie des Grundsatzes der Vorsorge und 
der Vorbeugung, jeweils bezogen auf Anlagen einer bestimmten Art, insbesondere folgende Krite-
rien zu berücksichtigen: 
 
� Einsatz abfallarmer Technologie, 
� Einsatz weniger gefährlicher Stoffe, 
� Förderung der Rückgewinnung und Wiederverwertung der bei den einzelnen Verfahren er-

zeugten und verwendeten Stoffe und gegebenenfalls der Abfälle, 
� vergleichbare Verfahren, Vorrichtungen und Betriebsmethoden, die mit Erfolg im Betrieb er-

probt wurden, 
� Fortschritte in der Technologie und in den wissenschaftlichen Erkenntnissen, 
� Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen, 
� Zeitpunkte der Inbetriebnahme der neuen oder der bestehenden Anlagen, 
� für die Einführung einer besseren verfügbaren Technik erforderliche Zeit, 
� Verbrauch an Rohstoffen und Art der bei den einzelnen Verfahren verwendeten Rohstoffe (ein-

schließlich Wasser) sowie Energieeffizienz, 
� Notwendigkeit, die Gesamtwirkung der Emissionen und die Gefahren für den Menschen und 

die Umwelt so weit wie möglich zu vermeiden oder zu verringern, 
� Notwendigkeit, Unfällen vorzubeugen und deren Folgen für den Menschen und die Umwelt zu 

verringern, 
� Informationen, die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften über die integrierte 

Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung oder von internationalen Organisa-
tionen veröffentlicht werden. 

 
 
Verordnungen 
 
In Abbildung 2.1 sind die Verordnungen zum Bundes-Immissionsschutzgesetz zusammengestellt. 
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Abb. 2.1:  Verordnungen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
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2.2 Anlagengenehmigungen 

2.2.1 Genehmigungsbedürftige Anlagen 

Genehmigung (§ 4) 
 
Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebes 
in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in ande-
rer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen  
oder erheblich zu belästigen, sowie von ortsfesten Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder 
Behandlung von Abfällen bedürfen einer Genehmigung. 
 
Mit Ausnahme von Abfallentsorgungsanlagen bedürfen Anlagen, die nicht gewerblichen Zwecken 
dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, der Genehmi-
gung nur, wenn sie in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen oder Geräusche hervorzurufen. 
 
 
Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen (§ 5) 
 
Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung 
eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt: 
 
� schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 

Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden kön-
nen, 

� Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik 
entsprechenden Maßnahmen, 

� Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende Abfälle 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden. Abfälle sind nicht zu 
vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht zumutbar ist. Die Ver-
meidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die Verwer-
tung. Die Verwertung und Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften, 

� Energie sparsam und effizient verwendet wird. 
 
Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten, zu betreiben und stillzulegen, dass auch 
nach einer Betriebseinstellung: 
 
� von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen oder 

sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit 
und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, 

� vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und 

� die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des Betriebsgeländes gewährleistet 
ist. 

 
 
Teilgenehmigung (§ 8) 
 
Auf Antrag kann eine Genehmigung für die Errichtung einer Anlage oder eines Teils einer Anlage 
oder für die Errichtung und den Betrieb eines Teils einer Anlage erteilt werden, wenn: 
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� ein berechtigtes Interesse an der Erteilung einer Teilgenehmigung besteht, 
� die Genehmigungsvoraussetzungen für den beantragten Gegenstand der Teilgenehmigung 

vorliegen und 
� eine vorläufige Beurteilung ergibt, dass der Errichtung und dem Betrieb der gesamten Anlage 

keine von vornherein unüberwindlichen Hindernisse im Hinblick auf die Genehmigungsvoraus-
setzungen entgegenstehen. 

 
 
Zulassung vorzeitigen Beginns (§ 8a) 
 
In einem Verfahren zur Erteilung einer Genehmigung kann die Genehmigungsbehörde auf Antrag 
vorläufig zulassen, dass bereits vor Erteilung der Genehmigung mit der Errichtung einschließlich 
der Maßnahmen, die zur Prüfung der Betriebstüchtigkeit der Anlage erforderlich sind, begonnen 
wird, wenn: 
 
� mit einer Entscheidung zugunsten des Antragstellers gerechnet werden kann, 
� ein öffentliches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Antragstellers an dem vorzeitigen 

Beginn besteht und 
� der Antragsteller sich verpflichtet, alle bis zur Entscheidung durch die Errichtung der Anlage 

verursachten Schäden zu ersetzen und, wenn das Vorhaben nicht genehmigt wird, den frühe-
ren Zustand wiederherzustellen. 

 
 
Vorbescheid (§ 9) 
 
Auf Antrag kann durch Vorbescheid über einzelne Genehmigungsvoraussetzungen sowie über den 
Standort der Anlage entschieden werden, sofern die Auswirkungen der geplanten Anlage ausrei-
chend beurteilt werden können und ein berechtigtes Interesse an der Erteilung eines Vorbeschei-
des besteht. 
 
 
Genehmigungsverfahren (§ 10) 
 
Das Genehmigungsverfahren setzt einen schriftlichen Antrag voraus. Dem Antrag sind die zur Prü-
fung erforderlichen Zeichnungen, Erläuterungen und sonstigen Unterlagen beizufügen. Reichen 
die Unterlagen für die Prüfung nicht aus, so hat sie der Antragsteller auf Verlangen der zuständi-
gen Behörde innerhalb einer angemessenen Frist zu ergänzen. Erfolgt die Antragstellung in elek-
tronischer Form, kann die zuständige Behörde Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem 
Antrag beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher Form verlangen. 
 
Soweit Unterlagen Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten, sind die Unterlagen zu kenn-
zeichnen und getrennt vorzulegen. Ihr Inhalt muss, soweit es ohne Preisgabe des Geheimnisses 
geschehen kann, so ausführlich dargestellt sein, dass es Dritten möglich ist, zu beurteilen, ob und 
in welchem Umfang sie von den Auswirkungen der Anlage betroffen werden können. 
 
Sind die Unterlagen vollständig, so hat die zuständige Behörde das Vorhaben in ihrem amtlichen 
Veröffentlichungsblatt und außerdem in örtlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Standortes 
der Anlage verbreitet sind, öffentlich bekannt zu machen. Der Antrag und die Unterlagen sind, 
nach der Bekanntmachung einen Monat zur Einsicht auszulegen. Bis zwei Wochen nach Ablauf 
der Auslegungsfrist können Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich erhoben werden. Mit 
Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. 
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Die für die Erteilung der Genehmigung zuständige Behörde (Genehmigungsbehörde) holt die Stel-
lungnahmen der Behörden ein, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird. Soweit 
für das Vorhaben selbst oder für weitere damit unmittelbar in einem räumlichen oder betrieblichen 
Zusammenhang stehende Vorhaben, die Auswirkungen auf die Umwelt haben können und die für 
die Genehmigung Bedeutung haben, eine Zulassung nach anderen Gesetzen vorgeschrieben ist, 
hat die Genehmigungsbehörde eine vollständige Koordinierung der Zulassungsverfahren sowie 
der Inhalts- und Nebenbestimmungen sicherzustellen. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Genehmigungsbehörde die rechtzeitig gegen das Vor-
haben erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die Einwendungen erho-
ben haben, erörtern. 
 
Über den Genehmigungsantrag ist nach Eingang des Antrags und der einzureichenden Unterlagen 
innerhalb einer Frist von sieben Monaten, in vereinfachten Verfahren innerhalb einer Frist von drei 
Monaten, zu entscheiden. Die zuständige Behörde kann die Frist um jeweils drei Monate verlän-
gern, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Prüfung oder aus Gründen, die dem Antragsteller 
zuzurechnen sind, erforderlich ist. Die Fristverlängerung soll gegenüber dem Antragsteller begrün-
det werden. Der Genehmigungsbescheid ist schriftlich zu erlassen, schriftlich zu begründen und 
dem Antragsteller und den Personen, die Einwendungen erhoben haben, zuzustellen. 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheids an die Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. In diesem Fall ist eine Ausfertigung des 
gesamten Bescheides vom Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen zur Einsicht auszu-
legen. Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. Nach 
der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid und seine Begründung bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefordert 
werden. 
 
 
Nebenbestimmungen zur Genehmigung (§ 12) 
 
Die Genehmigung kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Die Ge-
nehmigung kann auf Antrag für einen bestimmten Zeitraum erteilt werden. Sie kann mit einem 
Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden, wenn die genehmigungsbedürftige Anlage lediglich Erpro-
bungszwecken dienen soll. 
 
Die Genehmigung kann mit Einverständnis des Antragstellers mit dem Vorbehalt nachträglicher 
Auflagen erteilt werden, soweit hierdurch hinreichend bestimmte, in der Genehmigung bereits all-
gemein festgelegte Anforderungen an die Errichtung oder den Betrieb der Anlage in einem Zeit-
punkt nach Erteilung der Genehmigung näher festgelegt werden sollen. Die Teilgenehmigung kann 
für einen bestimmten Zeitraum oder mit dem Vorbehalt erteilt werden, dass sie bis zur Entschei-
dung über die Genehmigung widerrufen oder mit Auflagen verbunden werden kann. 
 
 
Genehmigung und andere behördliche Entscheidungen (§ 13) 
 
Die Genehmigung schließt andere die Anlage betreffende behördliche Entscheidungen ein, insbe-
sondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Bewil-
ligungen mit Ausnahme von Planfeststellungen, Zulassungen bergrechtlicher Betriebspläne, be-
hördlichen Entscheidungen aufgrund atomrechtlicher Vorschriften und wasserrechtlichen Erlaub-
nissen und Bewilligungen des Wasserhaushaltsgesetzes. 
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Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen (§ 15) 
 
Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen 
Anlage ist, sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der zuständigen Behörde mindestens 
einen Monat, bevor mit der Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige 
sind Unterlagen beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich sein können, ob das Vorha-
ben genehmigungsbedürftig ist. Die zuständige Behörde hat dem Träger des Vorhabens den Ein-
gang der Anzeige und der beigefügten Unterlagen unverzüglich schriftlich zu bestätigen. Sie teilt 
dem Träger des Vorhabens nach Eingang der Anzeige unverzüglich mit, welche zusätzlichen Un-
terlagen sie zur Beurteilung der Voraussetzungen benötigt. 
 
Die zuständige Behörde hat unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige und der erforderlichen Unterlagen, zu prüfen, ob die Änderung einer Genehmigung be-
darf. Der Träger des Vorhabens darf die Änderung vornehmen, sobald die zuständige Behörde ihm 
mitteilt, dass die Änderung keiner Genehmigung bedarf oder sich innerhalb der bestimmten Frist 
nicht geäußert hat. Beabsichtigt der Betreiber, den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage 
einzustellen, so hat er dies unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der zuständigen Behörde 
unverzüglich anzuzeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Betreiber vorgesehenen 
Maßnahmen zur Erfüllung der sich ergebenden Pflichten beizufügen. 
 
 
Wesentliche Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen (§ 16) 
 
Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen 
Anlage bedarf der Genehmigung, wenn durch die Änderung nachteilige Auswirkungen hervorgeru-
fen werden können und diese erheblich sein können (wesentliche Änderung). Eine Genehmigung 
ist nicht erforderlich, wenn durch die Änderung hervorgerufene nachteilige Auswirkungen offen-
sichtlich gering sind und die Erfüllung der sich ergebenden Anforderungen sichergestellt ist. 
 
Die zuständige Behörde soll von der öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens sowie der Aus-
legung des Antrags und der Unterlagen absehen, wenn der Träger des Vorhabens dies beantragt 
und erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Schutzgüter nicht zu besorgen sind. Dies ist insbe-
sondere dann der Fall, wenn erkennbar ist, dass die Auswirkungen durch die getroffenen oder vom 
Träger des Vorhabens vorgesehenen Maßnahmen ausgeschlossen werden oder die Nachteile im 
Verhältnis zu den jeweils vergleichbaren Vorteilen gering sind. Betrifft die wesentliche Änderung 
eine in einem vereinfachten Verfahren zu genehmigende Anlage, ist auch die wesentliche Ände-
rung im vereinfachten Verfahren zu genehmigen. 
 
 
Nachträgliche Anordnungen (§ 17) 
 
Zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen ergebenden Pflichten können nach Erteilung der Genehmigung sowie nach einer 
angezeigten Änderung Anordnungen getroffen werden. Wird nach Erteilung der Genehmigung 
sowie nach einer angezeigten Änderung festgestellt, dass die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonstigen Gefahren, erhebli-
chen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, soll die zuständige Behörde nach-
trägliche Anordnungen treffen. 
 
Die zuständige Behörde darf eine nachträgliche Anordnung nicht treffen, wenn sie unverhältnis-
mäßig ist, vor allem wenn der mit der Erfüllung der Anordnung verbundene Aufwand außer Ver-
hältnis zu dem mit der Anordnung angestrebten Erfolg steht. Dabei sind insbesondere Art, Menge 
und Gefährlichkeit der von der Anlage ausgehenden Emissionen und der von ihr verursachten Im-
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missionen sowie die Nutzungsdauer und technische Besonderheiten der Anlage zu berücksichti-
gen. 
 
Die zuständige Behörde soll von nachträglichen Anordnungen absehen, soweit in einem vom Be-
treiber vorgelegten Plan technische Maßnahmen an dessen Anlagen oder an Anlagen Dritter vor-
gesehen sind, die zu einer weitergehenden Verringerung der Emissionsfrachten führen als die 
Summe der Minderungen, die durch den Erlass nachträglicher Anordnungen zur Erfüllung der sich 
aus diesem Gesetz oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen erge-
benden Pflichten bei den beteiligten Anlagen erreichbar wäre. Dieses gilt nicht, soweit der Betrei-
ber bereits zur Emissionsminderung aufgrund einer nachträglichen Anordnung oder einer Auflage 
verpflichtet ist oder eine nachträgliche Anordnung getroffen werden soll. Der Ausgleich ist nur zwi-
schen denselben oder in der Wirkung auf die Umwelt vergleichbaren Stoffen zulässig. 
 
 
Erlöschen der Genehmigung (§ 18) 
 
Die Genehmigung erlischt, wenn: 
 
� innerhalb einer von der Genehmigungsbehörde gesetzten angemessenen Frist nicht mit der 

Errichtung oder dem Betrieb der Anlage begonnen oder 
� eine Anlage während eines Zeitraums von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben 
 
worden ist. Die Genehmigung erlischt ferner, soweit das Genehmigungserfordernis aufgehoben 
wird. 
 
 
Vereinfachtes Verfahren (§ 19) 
 
Durch Rechtsverordnung kann vorgeschrieben werden, dass die Genehmigung von Anlagen be-
stimmter Art oder bestimmten Umfangs in einem vereinfachten Verfahren erteilt wird, sofern dies 
nach Art, Ausmaß und Dauer der von diesen Anlagen hervorgerufenen schädlichen Umwelteinwir-
kungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen mit dem 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vereinbar ist. 
 
In dem vereinfachten Verfahren sind § 10 Abs. 2, 3, 4, 6, 8 und 9 sowie die §§ 11 und 14 des 
BImSchG nicht anzuwenden. Abbildung 2.2 zeigt einen Überblick von förmlichen und vereinfach-
ten Genehmigungsverfahren. 
 
 
Untersagung, Stilllegung und Beseitigung (§ 20) 
 
Kommt der Betreiber einer genehmigungsbedürftigen Anlage einer Auflage, einer vollziehbaren 
nachträglichen Anordnung oder einer abschließend bestimmten Pflicht aus einer Rechtsverord-
nung nicht nach und betreffen die Auflage, die Anordnung oder die Pflicht die Beschaffenheit oder 
den Betrieb der Anlage, so kann die zuständige Behörde den Betrieb ganz oder teilweise bis zur 
Erfüllung der Auflage, der Anordnung oder der Pflichten untersagen. 
 
Die zuständige Behörde hat die Inbetriebnahme oder Weiterführung einer genehmigungsbedürfti-
gen Anlage, die Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereichs ist und gewerblichen Zwecken 
dient oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung findet, ganz oder teilweise zu 
untersagen, solange und soweit die von dem Betreiber getroffenen Maßnahmen zur Verhütung 
schwerer Unfälle oder zur Begrenzung der Auswirkungen derartiger Unfälle eindeutig unzurei-
chend sind. Die zuständige Behörde kann die Inbetriebnahme oder Weiterführung einer Anlage 
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ganz oder teilweise untersagen, wenn der Betreiber die vorgeschriebenen Mitteilungen, Berichte 
oder sonstigen Informationen nicht fristgerecht übermittelt. 
 
Die zuständige Behörde soll anordnen, dass eine Anlage, die ohne die erforderliche Genehmigung 
errichtet, betrieben oder wesentlich geändert wird, stillzulegen oder zu beseitigen ist. Sie hat die 
Beseitigung anzuordnen, wenn die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht auf andere Weise 
ausreichend geschützt werden kann. 
 
Die zuständige Behörde kann den weiteren Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anlage durch 
den Betreiber oder einen mit der Leitung des Betriebes Beauftragten untersagen, wenn Tatsachen 
vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit dieser Personen in Bezug auf die Einhaltung von Rechts-
vorschriften zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen dartun, und die Untersagung zum 
Wohl der Allgemeinheit geboten ist. Dem Betreiber der Anlage kann auf Antrag die Erlaubnis erteilt 
werden, die Anlage durch eine Person betreiben zu lassen, die die Gewähr für den ordnungsge-
mäßen Betrieb der Anlage bietet. Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden werden. 
 
 

 
 
Abb. 2.2:  Überblick über die Genehmigungsverfahren 
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2.2.2 Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen 

Pflichten der Betreiber nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen (§ 22) 
 
Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass: 
 
� schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeid-

bar sind, 
� nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindest-

maß beschränkt werden und 
� die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß beseitigt werden können. 
 
 
Anforderungen an die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb nicht geneh-
migungsbedürftiger Anlagen (§ 23) 
 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung vorzuschreiben, dass die Errich-
tung, die Beschaffenheit und der Betrieb nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen bestimmten An-
forderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen und, soweit diese Anlagen gewerblichen Zwecken dienen oder im Rahmen wirtschaftlicher 
Unternehmungen Verwendung finden und Betriebsbereiche oder Bestandteile von Betriebsberei-
chen sind, vor sonstigen Gefahren zur Verhütung schwerer Unfälle und zur Begrenzung der Aus-
wirkungen derartiger Unfälle für Mensch und Umwelt sowie zur Vorsorge gegen schädliche Um-
welteinwirkungen genügen müssen. Insbesondere ist zu beachten, dass: 
 
� die Anlagen bestimmten technischen Anforderungen entsprechen müssen, 
� die von Anlagen ausgehenden Emissionen bestimmte Grenzwerte nicht überschreiten dürfen, 
� die Betreiber von Anlagen Messungen von Emissionen und Immissionen nach in der Rechts-

verordnung näher zu bestimmenden Verfahren vorzunehmen haben oder von einer in der 
Rechtsverordnung zu bestimmenden Stelle vornehmen lassen müssen, 

� die Betreiber bestimmter Anlagen der zuständigen Behörde unverzüglich die Inbetriebnahme 
oder eine Änderung einer Anlage, die für die Erfüllung von in der Rechtsverordnung vorge-
schriebenen Pflichten von Bedeutung sein kann, anzuzeigen haben, 

� die Betreiber von Anlagen, die Betriebsbereiche oder Bestandteile von Betriebsbereichen sind, 
innerhalb einer angemessenen Frist vor Errichtung, vor Inbetriebnahme oder vor einer Ände-
rung dieser Anlagen, die für die Erfüllung von in der Rechtsverordnung vorgeschriebenen 
Pflichten von Bedeutung sein kann, dies der zuständigen Behörde anzuzeigen haben und 

� bestimmte Anlagen nur betrieben werden dürfen, nachdem die Bescheinigung eines von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde bekannt gegebenen Sachverständigen vorgelegt wor-
den ist, dass die Anlage den Anforderungen der Rechtsverordnung oder einer Bauartzulassung 
entspricht. 

 
In der Rechtsverordnung können auch die Anforderungen bestimmt werden, denen Sachverstän-
dige hinsichtlich ihrer Fachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnischen Ausstattung genügen 
müssen. 
 
 
Untersagung (§ 25) 
 
Kommt der Betreiber einer Anlage einer vollziehbaren behördlichen Anordnung nicht nach, so 
kann die zuständige Behörde den Betrieb der Anlage ganz oder teilweise bis zur Erfüllung der An-
ordnung untersagen. 
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Die zuständige Behörde hat die Inbetriebnahme oder Weiterführung einer nicht genehmigungsbe-
dürftigen Anlage, die Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereichs ist und gewerblichen Zwe-
cken dient oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung findet, ganz oder teil-
weise zu untersagen, solange und soweit die von dem Betreiber getroffenen Maßnahmen zur Ver-
hütung schwerer Unfälle oder zur Begrenzung der Auswirkungen derartiger Unfälle eindeutig unzu-
reichend sind. Die zuständige Behörde kann die Inbetriebnahme oder die Weiterführung einer An-
lage ganz oder teilweise untersagen, wenn der Betreiber vorgeschriebene Mitteilungen, Berichte 
oder sonstige Informationen nicht fristgerecht übermittelt. 
 
Wenn die von einer Anlage hervorgerufenen schädlichen Umwelteinwirkungen das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen oder bedeutende Sachwerte gefährden, soll die zuständige Behörde 
die Errichtung oder den Betrieb der Anlage ganz oder teilweise untersagen, soweit die Allgemein-
heit oder die Nachbarschaft nicht auf andere Weise ausreichend geschützt werden kann. 
 
 
2.2.3 Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen  

(4. BImSchV) 

Genehmigungsbedürftige Anlagen (§ 1) 
 
Die Errichtung und der Betrieb der im Anhang der Verordnung genannten Anlagen bedürfen einer 
Genehmigung, soweit den Umständen nach zu erwarten ist, dass sie länger als während der zwölf 
Monate, die auf die Inbetriebnahme folgen, an demselben Ort betrieben werden. Hängt die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit der Anlagen vom Erreichen oder Überschreiten einer bestimmten Leis-
tungsgrenze oder Anlagengröße ab, ist jeweils auf den rechtlich und tatsächlich möglichen Be-
triebsumfang abzustellen. Das Genehmigungserfordernis erstreckt sich auf alle vorgesehenen: 
 
� Anlagenteile und Verfahrensschritte, die zum Betrieb notwendig sind, und 
� Nebeneinrichtungen, die mit den Anlagenteilen und Verfahrensschritten in einem räumlichen 

und betriebstechnischen Zusammenhang stehen und die für das Entstehen schädlicher Um-
welteinwirkungen, die Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen oder das Entstehen 
sonstiger Gefahren, erheblicher Nachteile oder erheblicher Belästigungen von Bedeutung sein 
können. 

Die Voraussetzungen liegen auch vor, wenn mehrere Anlagen derselben Art in einem engen räum-
lichen und betrieblichen Zusammenhang stehen (gemeinsame Anlage) und zusammen die maß-
gebenden Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen erreichen oder überschreiten werden. Ein enger 
räumlicher und betrieblicher Zusammenhang ist gegeben, wenn die Anlagen: 
 
� auf demselben Betriebsgelände liegen, 
� mit gemeinsamen Betriebseinrichtungen verbunden sind und 
� einem vergleichbaren technischen Zweck dienen. 
 
Gehören zu einer Anlage Teile oder Nebeneinrichtungen, die je gesondert genehmigungsbedürftig 
wären, so bedarf es lediglich einer Genehmigung. Soll die für die Genehmigungsbedürftigkeit 
maßgebende Leistungsgrenze oder Anlagengröße durch die Erweiterung einer bestehenden Anla-
ge erstmals überschritten werden, bedarf die gesamte Anlage der Genehmigung. Keiner Geneh-
migung bedürfen Anlagen, soweit sie der Forschung, Entwicklung oder Erprobung neuer Einsatz-
stoffe, Brennstoffe, Erzeugnisse oder Verfahren im Labor- oder Technikumsmaßstab dienen. Hie-
runter fallen auch solche Anlagen im Labor- oder Technikumsmaßstab, in denen neue Erzeugnis-
se in der für die Erprobung ihrer Eigenschaften durch Dritte erforderlichen Menge vor der Marktein-
führung hergestellt werden, soweit die neuen Erzeugnisse noch weiter erforscht oder entwickelt 
werden. 
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Zuordnung zu den Verfahrensarten (§ 2) 
 
Das Genehmigungsverfahren wird durchgeführt nach: 
 
� § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für: 

- Anlagen, die in Spalte 1 des Anhangs der 4. BImSchV genannt sind, 
- Anlagen, die sich aus in Spalte 1 und in Spalte 2 des Anhangs der 4. BImSchV genannten 

Anlagen zusammensetzen, 
- Anlagen, die in Spalte 2 des Anhangs der 4. BImSchV genannt sind und zu deren Geneh-

migung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung ein Verfahren mit Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, 

� § 19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes im vereinfachten Verfahren für in Spalte 2 des 
Anhangs der 4. BImSchV genannte Anlagen. 

 
Abbildung 2.3 zeigt eine Übersicht über die Zuordnung genehmigungsbedürftiger Anlagen zu den 
verschiedenen Industriezweigen. 
 
 

 
 
Abb. 2.3:  Übersicht für die Zuordnung genehmigungsbedürftiger Anlagen 
 
 
2.2.4 Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) 

Anwendungsbereich (§ 1) 
 
Für die in der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen) genannten Anlagen ist das Verfahren bei der Ertei-
lung: 


